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VERWALTUNGSGERICHT KOLN
IM NAMEN DES VOLKES
URTEIL

15 K 5396/11 verkundet am: 27.10.2014
Schmitz
Verwaltungsgerichtsbeschaftigte
als Urkundsbeamtin der Geschaftsstelle

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren

der Frau

Klagerin,

Prozessbevollméchtigte:

Rechtsanwiélte Wieland Rechtsanwalte GbR, Rheinweg 23, 53113 Bonn,
Gz.; (i !

gegen

die Bundesrepublik Deutschiand, vertreten durch den Deutsche Telekom AG, HBS,
BRS Rechtsservice Dienstrecht, Gradestrale 18, 30163 Hannover,
Gz.: 10.274-MBRS,

Beklagte,

wegen: Schadensersatz wegen unterlassener Beforderung

hat die 15. Kammer


Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand
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aufgrund der miindlichen Verhandlung

vom 27.10.2014

durch

den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht
den Richter am Verwaltungsgericht

den Richter am Verwaltungsgericht

den ehrenamtlichen Richter

die ehrenamtliche Richterin

flir Recht erkannt:

Zobel,
Meuser,
Fémpe,
Kessel,
Leroff

Die Beklagte wird verpflichtet, die Klagerin im Wege des Schadensersatzes
dienst-, besoldungs- und versorgungsrechtlich so zu stellen, als ob sie zum
01.06.2007 nach Besoldungsgruppe A 9 beférdert worden ware.

Die Kosten des Verfahrens tragt die Beklagte.

Tatbestand

Die im Jahre 1963 geborene Klagerin steht — seit dem 30.01.1998 als Fernmeldehaupt-

sekretarin (BesGr A 8) — im Dienst der Beklagten.

Zum 29.11.2004 wurde sie von ihrer damaligen Dienststelle, der Privatkunden Nieder-

lassung West, aus dienstlichen Griinden zunachst bis zum 30.06.2005, sodann (verlan-

gert) bis Ende 2009 zur Bundesagentur fiir Arbeit am Dienstort Bonn abgeordnet.

In der Abordnungsverfigung der Bekiagten vom 02.12.2004 heillt es (auszugsweise):

.Sie werden bei der Agentur fir Arbeit, Agenturbezirk Bonn fiir eine Tétigkeit als
Sachbearbeiter im Rahmen der Datenerhebung zum Arbeitslosengeld Il einge-
setzt. |hr Endgrundgehalt in der Besoldungsgruppe A 8m andert sich durch die

S. 5716
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Abordnung nicht. |hre Beziige werden weiterhin durch die Deutsche Telekom ge-
zahlt.”

Mit Schreiben vom 23.04.2007 bzw. (erinnernd) 10.09.2007 wandte sich die Klagerin an
die Beklagte und bat unter Hinweis darauf, dass sie bei der Bundesagentur fiir Arbeit
seit dem 31.08.2006 eine Tatigkeit des gehobenen Dienstes als Sachbearbeiterin
wahrnehme, um Mitteilung, ob bzw. wann sie mit einer Beférderung oder der Zahlung
einer Zulage rechnen kénne. Nach einer der Klagerin im Méarz 2012 erteilten Auskunft
einer Mitarbeiterin der Bundesagentur flir Arbeit (Bonn) hatte die Klagerin dort seit dem
29.08.2006 einen Dienstposten der Tatigkeitsebene |V, entsprechend Besoldungsgrup-
pe A 9 /A 10 inne. Die Bundesagentur fir Arbeit (K6ln) teilte auf gerichtliche Anfrage
unter dem 06.11.2013 (Verfahren 15 K 5225/10) mit, dass der Dienstposten einer
Fachassistenzebene - bis zum 31.08.2006 war die Kldgerin in dieser Ebene tatig — be-
amtenrechtlich einer Bewertung mit A 7 / A 8 und der Dienstposten einer Sachbearbei-
terin beamtenrechtlich der Bewertung mit A 9/ A 10 entspreche. Nachdem die Beklagte
unter dem 20.09.2007 mitgeteilt hatte, dass sich das Grundgehalt nach der Besol-
dungsgruppe A 8m durch die Abordnung auch dann nicht andere, wenn eine hoherwer-
tige Tatigkeit wahrgenommen werde, erlduterte die Klagerin unter dem 02.10.2007
nochmals ihr Anliegen; soweit ersichtlich, wurde dieses Schreiben nicht beantwortet.

Zum 01.08.2008 brach die Klagerin die Abordnung zur Bundesagentur fr Arbeit ab und
kehrte zur Kundenniederlassung West am Standort Kéln, zu welcher sie zwischenzeit-
lich versetzt worden war, zuriick; ihr Einsatz erfoigte auf einem mit der Besoldungs-
gruppe A 8m bewerteten Dienstposten.

Mit Schreiben ihrer Prozessbevollméchtigten vom 10.02.2010 machte die Klagerin ge-
genliber der Beklagten geltend, in Zukunft mit einem Vorlauf von zwei Wochen (ber
anstehende Beforderungen unterrichtet zu werden. AuRerdem bat sie um Auskunft tiber
die Beférderungsvorgange in den Jahren 2005 bis aktuell nach A 9 in der Kundennie-
derlassung West sowie um Vorlage von Beforderungslisten, um Beforderungsentschei-
dungen nachzuvollziehen. Zugleich wies sie darauf hin, dass sie voraussichtlich Scha-
densersatz wegen rechtswidriger Nichtbeférderung verlangen werde.

Die Beklagte lehnte dieses Begehren mit Bescheid vom 28.04.2010 ab: Der Klagerin sei
in dem genannten Zeitraum eine Beforderung zu Recht verwehrt worden, weil sie kei-
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nen Beforderungsdienstposten innegehabt habe bzw. ihr nicht auf Dauer eine héher-
wertige Tétigkeit Ubertragen worden sei; die Abordnung zur Bundesagentur fir Arbeit
sei nur vorlibergehender Natur gewesen. Deshalb habe sie auch aktuell und in Zukunft
keinen Anspruch auf Unterrichtung (ber anstehende Beforderungen nach A 9.

Hiergegen legte die Klagerin unter dem 11.05.2010 Widerspruch ein, in dem sie neben
dem Anspruch auf Beférderung auch geltend machte, sie im Wege des Schadensersat-
zes so zu stellen, als sei sie spatestens zum 31.12.2009 nach A 9 beférdert worden.
Eine Bescheidung des Widerspruchs erfolgte nicht.

Am 19.08.2010 hat die Klagerin Klage erhoben.

Soweit sie zunachst das Ziel verfolgte, in ein Amt der Besoldungsgruppe A 9 beférdert
und hinsichtlich anstehender Beférderungen im Mai 2010 mit einem Vorlauf von zwei
Wochen benachrichtigt zu werden (VG Kéln 15 K 5225/10), hat das Gericht mit Urteil
vom 29.09.2011 die Beklagte unter Abéanderung ihres Bescheides vom 28.04.2010 ver-
pflichtet, Uber den Antrag der Kldgerin auf Beforderung in die Besoldungsgruppe A 9
erneut unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts zu entscheiden. Zudem
wurde festgestellt, dass die Beklagte verpfiichtet sei, die Kldgerin mit einem Vorlauf von
zwei Wochen vor der Vornahme von Beforderungen in die Besoldungsgruppe A 9 zu
unterrichten. Im Ubrigen wurde die Klage abgewiesen.

Das Berufungsverfahren vor dem Oberverwaltungsgericht fur das Land Nordrhein —
Westfalen haben die Beteiligten durch den folgenden Vergleich beendet:

1. Die Beteiligten nehmen wechselseitig ihre (jeweils im Umfang des eigenen
Unterliegens eingelegten) Berufungen zurlick.

2. Die Klagerin verzichtet auf ihren Anspruch auf Neubescheidung, welcher ihr
nach dem erstinstanzlichen, nach Ricknahme der Berufung durch die Beklagte
rechtskréftigen Urteil an sich zustiinde. Dieser Verzicht entlastet die Beklagte
von der ansonsten gebotenen, hier aber schwierigen Erfillung der Verpflichtung
zur Neubescheidung und verhindert zugleich von vornherein die Entstehung
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3. Die Beklagte erkennt an, in den Jahren 2005 bis 2009 den Bewerbungsverfah-
rensanspruch der Klégerin dadurch verletzt zu haben, dass sie die Klagerin bei
den in diesen Jahren bezogen auf die (Privat-) Kunden Niederlassung West
durchgefihrten Beférderungsrunden nach A 9 nicht in den Kreis der zu betrach-
tenden Beférderungskandidaten einbezogen und dementsprechend auch nicht
vor den Ernennungen der jeweils ausgewéhlten Beamten informiert hat.

Soweit die Klagerin mit ihrer am 19.08.2010 auch das Ziel verfolgte, im Wege des
Schadensersatzes so gestellt zu werden, als sei sie spatestens zum 31.12.2009 nach
A 9 befordert worden, ist das Verfahren mit Beschluss vom 29.09.2011 abgetrennt wor-
den.

Die Klagerin ist der Ansicht, dass mit dem o.g. Vergleich feststehe, dass die Beklagte
ihren Bewerbungsverfahrensanspruch verletzt habe. Dabei sei auch von einem Ver-
schulden der Beklagten - jedenfalls im Sinne von Fahrldssigkeit — auszugehen; bereits
im Jahre 2004 habe das Bundesverwaltungsgericht festgestellt, dass eine Informations-
pflicht des Betroffenen auch im Falle der sog. Topfwirtschaft bestehe.

Zur Kausalitat sei von einer Beweislastumkehr auszugehen.
Die von der Beklagten nunmehr erhobene Einrede der Verjahrung sei treuwidrig; man-
gels Kenntnis von Beférderungen habe die Klagerin auch nicht friiher ihren Schadens-

ersatzanspruch geltend machen kénnen.

Die Klagerin beantragt,

sie dienst-, besoldungs- und versorgungsrechtlich so zu stellen, als ob sie zum
01.06.2007 nach Besoldungsgruppe A 9 beférdert worden wiére.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.
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Sie tritt dem Vorbringen der Klagerin entgegen und meint, dass der Schadensersatzan-
spruch nicht schllissig dargelegt worden sei.

Es mangele bereits an greifbaren Anhaltspunkten fiir ihr Verschulden: Fahridssigkeit
scheide aus, weil sie bzw. die fir sie handelnden Beamten erst nach sorgféltiger Pri-
fung zu der seinerzeit vertretbaren Rechtsauffassung gelangt seien, die Klagerin nicht
in den Kreis der bei der Beférderungsentscheidung zu Betrachtenden einzubeziehen
und sie nicht zu informieren.

Auch fehle es an einer Kausalitat, weil nicht erkennbar sei, dass die Beklagte die Klage-
rin hatte befordern missen; die materielle Beweislast liege insoweit bei der Klagerin.

Rein vorsorglich werde die Einrede der Verjahrung erhoben.

Wegen des Sach- und Streitstandes im Ubrigen wird auf die Gerichtsakte in diesem
Verfahren und im Verfahren 15 K 5225/10 sowie die beigezogenen Verwaltungsvorgén-
ge der Beklagten ergédnzend Bezug genommen.

Entscheidungsgrinde

Die Klage ist als allgemeine Leistungsklage zuldssig und begriindet.

Die Klagerin hat einen Anspruch darauf, dass die Beklagte sie im Wege des Schadens-
ersatzes dienst-, besoldungs- und versorgungsrechtlich so stellt, als sei sie zum
01.06.2007 nach Besoldungsgruppe A 9 beférdert worden.

Ein Beamter kann von seinem Dienstherrn Ersatz des ihm durch die Nichtbeférderung
entstandenen Schadens — Rechtsgrundlage dieses unabhangig vom Schadensersatz-
anspruch aus Amtshaftung (§ 839 Abs. 1 Satz 1 BGB, Art. 34 Satz 1 GG) bestehenden
Anspruchs ist das Beamtenverhéltnis, ohne dass es eines Rickgriffs auf die Verletzung
der Firsorgepflicht bedarf — verlangen; Voraussetzung ist, dass der Dienstherr bei der
Vergabe eines Beférderungsamtes den aus Art. 33 Abs. 2 GG folgenden Bewerbungs-
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verfahrensanspruch des Beamten auf leistungsgerechte Einbeziehung in die Bewerber-
auswahl verletzt hat, dies schuldhaft geschah, diese Rechtsverletzung fir die Nichtbe-
forderung des Beamten kausal war und der Beamte es nicht schuldhaft unterlassen hat,
den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. Ferner darf der gel-
tend gemachte Anspruch nicht verjahrt sein.

Diese Voraussetzungen liegen vor.

Dass die Beklagte den Bewerbungsverfahrensanspruch der Klagerin verletzt hat, ergibt
sich aus Ziff. 3 des im Verfahren 15 K 5225/10 abgeschlossenen Vergleichs, nach dem
die Beklagte anerkannt hat, dass sie bei den in den Jahren 2005 bis 2009 - mithin auch
in Bezug auf den 01.06.2007 - bezogen auf die (Privat-) Kunden Niederlassung West
durchgeflihrten Beférderungsrunden nach A 9 die Klagerin nicht in den Kreis der zu be-
trachtenden Beférderungskandidaten einbezogen und dementsprechend auch nicht vor
den Ernennungen der jeweils ausgewahlten Beamten informiert hat.

Entgegen der Ansicht der Beklagten geschah dies auch schuldhatt.

Das Verhalten der Beklagten bzw. der fir sie handelnden Mitarbeiter war (mindestens)
fahrlassig; es sind keine Umstande erkennbar, die es als vertretbar erscheinen lassen,

die Klagerin von den Beforderungsentscheidungen bei der Beklagten auszunehmen
bzw. sie Uber Beférderungsentscheidungen nicht zu informieren: Die Kl&gerin war orga-
nisationsrechtlich weiterhin Angehdrige der Beklagten; die im dienstlichen Interesse
erfolgte Abordnung zur Bundesagentur fiir Arbeit war nur voriibergehender Natur, so
dass der Beklagten weiterhin als Dienstherrin die Firsorgepflicht oblag. Diese hat die
Beklagte auch wahrgenommen, soweit sie Uber die Teilzeitbeschéaftigung der Klagerin
bzw. (iber eine Ubertragung eines Dienstpostens in Kéln befunden hat sowie das der
Klagerin zustehende Gehalt zahlte (vgl. auch die Abordnungsverfigung). Darliber hin-
aus war die Beklagte aber auch gehalten, im Rahmen von Beférderungsentscheidun-
gen abzuklaren, ob die Klagerin bei der Bundesagentur fir Arbeit zwischenzeitlich Téa-
tigkeiten auf einem hoherwertigen Dienstposten wahrnahm oder der Kldgerin mit dem
Ziel der Beférderung in ihrem Geschaftsbereich einen solchen Dienstposten — unter
Beendigung der Abordnung - zu Ubertragen. Eine Bevorzugung von Konkurrentinnen /
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Konkurrenten hatte nur unter Berilicksichtigung von Leistungsaspekten erfolgen kénnen,
die die Beklagte aber nicht vorgenommen hat.

Spétestens seit April 2007 war der Beklagten aufgrund des Schreibens der Klagerin
vom 23.04.2007 auch bekannt, dass die Kldgerin bei der Bundesagentur fur Arbeit mit
héherwertigen Aufgaben betraut war. Sie hat allerdings weder néhere Informationen
hierzu eingeholt noch diesen Umstand zum Anlass genommen, die Klégerin in die zum
01.06.2007 anstehende Beférderungsrunde einzubeziehen — die Dienstposteniibertra-
gung geschah bereits Ende August 20086, so dass eine Beriicksichtigung der Klagerin in
der Beférderungsrunde zum 01.06.2007 nach Ablauf einer sechsmonatigen Erpro-
bungszeit (§ 34 Abs. 1 BLV) méglich war — bzw. sie vor einer Ernennung von Konkur-
renten zu unterrichten. Das Schreiben der Beklagten vom 20.09.2007, das erst nach
einem erinnernden Schreiben der Klagerin vom 10.09.2007 erfolgte, setzt sich mit dem
Anliegen der Kldgerin nicht sachgerecht auseinander.

Zugunsten der Klagerin ist auch davon auszugehen, dass die schuldhafte Pflichtverlet-
zung der Beklagten auch fiir den ihr entstandenen Schaden kausal war:

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts

zusammenfassend: Urteil vom 26.01.2012 - 2 A 7/09 -, BVerwGE 141, 361,

der das Gericht folgt, ist ein Schadensersatzanspruch wegen rechtswidrig unterlassener
Beférderung begriindet, wenn dem Beamten ohne den Rechtsverstol das angestrebte
Amt voraussichtlich Ubertragen worden ware. Erforderlich ist ein adaquat kausaler Zu-
sammenhang zwischen der Rechtsverletzung und dem Schaden, d.h. der Nichtbeférde-
rung. Insoweit hat das Gericht den hypothetischen Kausalverlauf zu ermitteln, den das
Auswahlverfahren ohne den Versto gegen Art. 33 Abs. 2 GG voraussichtlich genom-
men hatte.

Unter Berlicksichtigung der — zuvor dargestellten — erheblichen schuldhaften Pflichtver-
letzung der Beklagten und des sich daraus ergebenden Fehlers, der spatestens das
Auswahlverfahren 2007 kennzeichnete, kann eine mit Blick auf das Ergebnis hinrei-
chend sichere Ermittlung des hypothetischen Kausalverlaufs allerdings nicht mehr er-
folgen. Es kann (hypothetisch) weder festgestellt werden, dass die Klagerin bei einer
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unterstellt rechtméRigen Auswahlentscheidung voraussichtlich zum Zuge gekommen
ware, noch dass es ausgeschlossen erscheint, dass sie sich in der Konkurrenz durch-
gesetzt hatte:

Insoweit ist bereits von Belang, dass fiir die Kldgerin schon keine aktuelle Beurteilung
vorlag, anhand derer im Rahmen des gebotenen Leistungsvergleichs eine Auswahlent-
scheidung sachgerecht hatte getroffen werden kénnen: Die Klagerin war zuletzt unter
dem 18.11.2003 fur den Zeitraum 01.10.2002 bis 30.09.2003 dienstlich beurteilt wor-
den; weder anlésslich ihrer Abordnung noch wéhrend der Abordnung durch die Bun-
desagentur fur Arbeit ist eine Beurteilung erstellt worden. Allein auf der Grundlage der
Beurteilung vom 18.11.2003 kann allerdings nicht auf Aussagen einer hypothetischen
Beurteilung der Klagerin im Jahr 2006 oder 2007 geschlossen werden bzw. ist eine sol-
che mit annéhernd ausreichender Gewissheit nicht herstellbar. Aus dem Gesamtergeb-
nis ,erflllt die Anforderungen in jeder Hinsicht‘ kann nichts hergeleitet werden.

Die sich daraus ergebende Unerweislichkeit eines hypothetischen Kausalverlaufs geht
zu Lasten der Beklagten:

Kann namlich nicht mehr — wie vorliegend — festgestellt werden, ob die Verletzungen
des Bewerbungsverfahrensanspruchs kausal fir den entstandenen Schaden sind, gilt,
dass unter den konkreten Umsténden des Einzelfalls die Beklagte die nachteiligen Fol-
gen der Unerweislichkeit zu tragen hat. Eine solche Beweislastumkehr zu Lasten der
Beklagten verbunden mit einem Anspruch auf Schadensersatz kommt dabei schon
dann regelméaRig in Betracht, wenn der unterlegene Kandidat — die Klégerin - bei einer
Entscheidung nach leistungsbezogenen Auswahlkriterien zumindest reelle Beforde-
rungschancen gehabt hatte, wenn also eine Beférderung ohne den schuldhaften Ver-
stol gegen Art. 33 Abs. 2 GG nach Lage der Dinge ernsthaft méglich gewesen wire;

vgl. BVerwG, Urteile vom 17.08.2005 - 2 C 37/04 -, BVerwGE 124, 99 (109 f)),
vom 23.11.1995 - BVerwG 2 A 1.94 -, Schiitz BeamtR ES/B Ill 8 Nr. 10, vom
26.01.2012, a.a.0.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Klagerin spatestens anlasslich der Be-
forderungsrunde 2007 “reelle Beférderungschancen" gehabt hatte; solche liegen vor,
wenn ein Obsiegen im Auswahlverfahren zumindest ernsthaft méglich erscheint:
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Der Klagerin wurde mit Wirkung vom 29.08.2006 bei der Bundesagentur fir Arbeit eine
héherwertige Tétigkeit (Sachbearbeiterin der Tatigkeitsebene IV = A 9/ A 10 BBesO)
Ubertragen; der Hinweis im Schreiben der Bundesagentur fiir Arbeit aus Februar 2007,
dass der Dienstposten einer Sachbearbeiterin nur voriibergehend Ubertragen werde, ist
dem Umstand der Abordnung geschuldet und steht einer Bewahrung der Klagerin auf
diesem Dienstposten nicht entgegen. Ausgehend von einer Erprobungszeit von sechs
Monaten auf diesem Dienstposten (§ 34 Abs. 1 BLV) konnte die Klagerin grundsétzlich

an der Beférderungsrunde 2007 (Stichtag 01.06.2007) fiir eine Beférderung nach A 9
teilnehmen.

Die Klagerin hat es auch nicht schuldhaft verséaumt, rechtzeitig um Rechtsschutz nach-
zusuchen: Nach dem Rechtsgedanken des § 839 Abs. 3 BGB kann ein zu Unrecht nicht
beférderter Beamter Schadensersatz fiir diese Verletzung seines aus Art. 33 Abs. 2 GG
folgenden Bewerbungsverfahrensanspruchs nur verlangen, wenn er sich bemiht hat,
den eingetretenen Schaden dadurch abzuwenden, dass er um gerichtlichen Rechts-
schutz gegen die bevorstehende Personalentscheidung nachgesucht hat. Vorausset-
zung hierfir ist allerdings, dass unterlegenen Kandidaten die Auswahlentscheidung
rechtzeitig, d.h. zwei Wochen vor dem vorgesehenen Zeitpunkt der Stellenbesetzung
mitgeteilt wird und dass auch wahrend eines laufenden Rechtsschutzverfahrens nach
Abschluss einer Instanz jeweils genug Zeit bleibt, die Uberpriifung einer nachteiligen
Entscheidung, gof. durch das Bundesverfassungsgericht, einzuleiten. Wird diese Még-
lichkeit durch den Dienstherrn vereitelt, kann dem Bewerber nicht vorgeworfen werden,
er habe es versdaumt, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden.
Eine Rechtsschutzvereitelung liegt auch dann vor, wenn der Dienstherr die Ernennung
ohne vorherige Mitteilung an die unterlegenen Bewerber vornimmt.

So liegt der Fall hier.

Der Klagerin wurde eine Auswahlentscheidung der Beklagten fir eine Befdérderung
nach A 9 im Jahre 2007 nicht mitgeteilt, obwohl sie bereits im April 2007 — wie ausge-
fahrt — um Informationen in Bezug auf eine Beférderung nachgesucht hatte. Im Hinblick
darauf, dass der Klagerin erst Ende August 2006 bei der Bundesagentur flr Arbeit ein
hoherwertiger Dienstposten (bertragen worden war, kann aufgrund des kurzen Zeit-
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raums bis zu ihrem Schreiben vom 23.04.2007 auch nicht von einer Verwirkung ihres
Bewerbungsverfahrensanspruchs ausgegangen werden; ein irgendwie geartetes schiit-
zenswertes Vertrauen konnte — auch mangels entsprechender Handlungen der Klage-
rin, die ein solches Vertrauen begriinden konnten — bei der Beklagten nicht entstehen.

Auf eine Verjadhrung des Schadensersatzanspruchs kann sich die Beklagte nicht beru-
fen. Ausgehend von der regelmaRigen dreijahrigen Verjahrungsfrist (§ 195 BGB) be-
gann deren Lauf flr einen Anspruch der Klagerin, Schadensersatz wegen einer Nicht-
beférderung zum 01.06.2007 zu erhalten, mit dem 01.01.2008 und endete am
31.12.20010. Zu diesem Endzeitpunkt hatte die Klagerin aber bereits mit ihnrem Wider-

spruch vom 11.05.2010 den Schadensersatzanspruch geltend gemacht und zudem
Klage erhoben.

Die Klagerin kann daher verlangen, dienst-, besoldungs- und versorgungsrechtlich so
gestellt zu werden, als sei sie zum 01.06.2007 in die Besoldungsgruppe A 9 beférdert
worden; ihre Besoldungsleistungen sind deshalb so zu berechnen, als sei sie seit die-
sem Zeitpunkt in die Besoldungsgruppe A 9 einzustufen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VWGO.

Griinde, die Berufung zuzulassen (§ 124 Abs. 2 VWGOQ), liegen nicht vor.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung an das Oberverwaltungsgericht
fur das Land Nordrhein-Westfalen zu, wenn sie von diesem zugelassen wird. Die Beru-
fung ist nur zuzulassen, wenn

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,

2. die Rechtssache besondere tatsdchliche oder rechtiiche Schwierigkeiten auf-
weist,

3. die Rechtssache grundsatzliche Bedeutung hat,
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4. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundes-
verwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshofe des

Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abwei-
chung beruht oder

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel gel-
tend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

Die Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei
dem Verwaltungsgericht Kéln, Appellhofplatz, 50667 Kéin, schriftlich oder in elektroni-
scher Form nach MaRgabe der Verordnung Uber den elektronischen Rechtsverkehr bei
den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (Elekt-
ronische Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERVVO VG/FG
- vom 7. November 2012, GV. NRW. S. 548) zu beantragen. Der Antrag auf Zulassung
der Berufung muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Die Griinde, aus denen die
Berufung zugelassen werden soll, sind innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung
des vollstandigen Urteils darzulegen. Die Begriindung ist schriftlich oder in elektroni-
scher Form nach MaRgabe der ERVVO VG/FG bei dem Oberverwaltungsgericht fir das
Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Minster, einzureichen, soweit sie
nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist.

Vor dem Oberverwaltungsgericht und bei Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren
vor dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird, muss sich jeder Beteiligte durch einen
Prozessbevoliméchtigten vertreten lassen. Als Prozessbevollméchtigte sind Rechtsan-
walte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule
eines Mitgliedstaates der Européischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens Uber den Europdischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befahi-
gung zum Richteramt besitzen, fur Behorden und juristische Personen des &ffentlichen
Rechts auch eigene Beschaftigte oder Beschaftigte anderer Behérden oder juristischer
Personen des offentlichen Rechts mit Befédhigung zum Richteramt zugelassen. Dar(iber
hinaus sind die in § 67 Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung im Ubrigen bezeichne-
ten ihnen kraft Gesetzes gleichgestellten Personen zugelassen.

Die Antragsschrift sollte dreifach eingereicht werden. Im Fall der elektronischen Einrei-
chung nach Makgabe der ERVVO VG/FG bedarf es keiner Abschriften.

Zobel Meuser Fompe
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Beschluss
Der Wert des Streitgegenstandes wird auf

18.024.05 €
festgesetzt.
Grinde

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 52 Abs. 5 Satz 2, Satz 1 Nr. 1 GKG in der im
Zeitpunkt der Klageerhebung maRgebenden Fassung: Der Betrag des Endgrundgehalts
der Besoldungsgruppe A 9 im Zeitpunkt August 2010 (2.911,52 €), bei dem wegen § 78
BBesG nur der Betrag von 2.772,93 € anzusetzen ist, ist mit 6,5 zu multiplizieren.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschaftsstelle oder in elektronischer Form nach MaRgabe der Verordnung Uber den
elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im
Lande Nordrhein-Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs-
und Finanzgerichte - ERVVO VG/FG - vom 7. November 2012, GV. NRW. S. 548) bei

dem Verwaltungsgericht Kéin, Appellhofplatz, 50667 KéIn, Beschwerde eingelegt wer-
den.

Die Beschwerde ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der
Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, einzu-
legen. Ist der Streitwert spéater als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt wor-
den, so kann sie noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung
des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden.

Die Beschwerde ist nur zuldssig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes
200 Euro Ubersteigt. Die Beschwerdeschrift sollte dreifach eingereicht werden. Im Fall
der elektronischen Einreichung nach Mallgabe der ERVVO VG/FG bedarf es keiner
Abschriften.

Zobel Meuser Fompe

Beglauigt

Schmitz, VG-Beschiiftigte
als Urkundsbeamtin der
Geschéfissiglie






